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Gesetzentwurf
der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Straßengesetzes 

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit der Änderung des Straßengesetzes zum 1. Januar 2021 wurde der Überfüh-
rung der Autobahnaufgaben aus der Auftragsverwaltung in die bundeseigene Ver-
waltung Rechnung getragen. In diesem Zuge erfolgte auch eine Neuordnung der 
Aufgaben der Straßenbauverwaltung. In der Folge wurde die Landesstelle für 
Straßentechnik, Abteilung 9 des Regierungspräsidiums Tübingen, zur Mobilitäts-
zentrale Baden-Württemberg mit zentralen Zuständigkeiten für das gesamte Land 
Baden-Württemberg weiterentwickelt. 
Im Rahmen der Neuordnung der Geschäftsbereiche der Landesregierung soll die 
Mobilitätszentrale Baden-Württemberg nun in das Verkehrsministerium einge-
gliedert werden. Ziel ist es, die Kompetenzen zur Schaffung einer neuen, ver-
netzten, digitalen und verkehrssicheren Mobilität landesweit stärker zu bündeln. 
Damit soll die Grundlage für die Gestaltung einer attraktiven und verlässlichen 
Mobilität im Klimaschutzland Baden-Württemberg geschaffen werden. Insbeson-
dere die Bereiche Mobilitäts- und Verkehrssteuerung und Verkehrsinformation 
sollen stärker zur Verbesserung des Klimaschutzes im Verkehr beitragen und die 
Verkehrswende intensiver unterstützen.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Der Gesetzesentwurf passt die Zuständigkeitsregelungen des Straßengesetzes an 
die geplanten Strukturen an und weist dem Verkehrsministerium die bisher von 
der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg wahrgenommenen Aufgaben zu. 

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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D .  �K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e  ( o h n e  E r f ü l l u n g s -
a u f w a n d )

Die mit dem Gesetz zur Änderung des Straßengesetzes verfolgte Eingliederung 
der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg in das Verkehrsministerium erfolgt 
kostenneutral. Auch für die Kreise und Kommunen entstehen keine zusätzlichen 
Kosten.

E .  E r f ü l l u n g s a u f w a n d

Ein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die Wirtschaft 
entsteht nicht. Ebenso fallen keine Bürokratiekosten aus Informationspflichten an. 
Mit der Eingliederung der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg in das Ver-
kehrsministerium ist mit einer geringfügigen Entlastung der Verwaltung im 
nicht messbaren Bereich zu rechnen. Infolge der angestrebten Gesetzesänderung 
kommt es zu einer Verwaltungsvereinfachung. Nach der bestehenden Regelung 
obliegt die Fachaufsicht für die betriebliche Unterhaltung dem Regierungsprä-
sidium Tübingen, die zukünftig durch das Verkehrsministerium wahrgenommen 
werden soll. Damit entfällt aber die Erteilung von Weisungen durch die Regie-
rungspräsidien und ggf. die Entscheidung des Verkehrsministeriums bei Mei-
nungsverschiedenheiten. Ein messbarer personeller Minderaufwand ist hiermit 
nicht verbunden. 

F.  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k

Der Nachhaltigkeitscheck wurde durchgeführt.

G .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Sonstige Kosten für Private entstehen nicht.
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Staatsministerium	 Stuttgart, 18. Juni 2019
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

ich beehre mich, Ihnen in der Anlage den von der Landesregierung verabschie-
deten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Polizeigesetzes nebst Vorblatt 
und Begründung mit der Bitte zu übersenden, die Beschlußfassung des Landtags 
herbeizuführen.

Ergänzend darf ich bemerken, daß die Landesregierung von einem Anhörungsver-
fahren abgesehen hat, nachdem ein solches Verfahren im vorliegenden Fall weder 
nach der Landesverfassung noch einer gesetzlichen Bestimmung vorgeschrieben 
oder geboten ist.

Mit freundlichen Grüßen

Oettinger
Ministerpräsident

Staatsministerium	 Stuttgart, 3. November 2021
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den 
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Straßengesetzes mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlussfassung des Straßengesetzes mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlussfassung 
des Landtags herbeizuführen. Die federführende Zuständigkeit für das Gesetz des Landtags herbeizuführen. Die federführende Zuständigkeit für das Gesetz 
liegt beim Verkehrsministerium. Beteiligt sind das Ministerium für Finanzen und liegt beim Verkehrsministerium. Beteiligt sind das Ministerium für Finanzen und 
das Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen. Die übrigen das Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen. Die übrigen 
Ressorts wurden nachrichtlich beteiligt.Ressorts wurden nachrichtlich beteiligt.

Mit freundlichen GrüßenMit freundlichen Grüßen

KretschmannKretschmann
MinisterpräsidentMinisterpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen:

Gesetz zur Änderung des Straßengesetzes

Artikel 1
Änderung des Straßengesetzes

Das Straßengesetz in der Fassung vom 11. Mai 1992 
(GBl. S. 330, ber. S. 683), das zuletzt durch Gesetz vom 
12. November 2020 (GBl. S. 1039) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	§ 53a wird wie folgt gefasst:

	 „§ 53a
	 Besondere Zuständigkeit des Ministeriums

	� (1) Das Ministerium erfüllt landesweit zentral wahrzu-
nehmende Aufgaben im Straßenwesen, insbesondere

	 1.	� Auswertung von Straßen- und Verkehrsdaten und 
Führung der Straßeninformationssysteme des Lan-
des,

	 2.	� Steuerung der Entwicklung, Nutzung und Pflege 
der fachlichen Informations- und Kommunika-
tionstechnik und von fachlichen Softwareanwen-
dungen einschließlich ihrer Betreuung und der 
Gewährleistung der Informationssicherheit im Be-
reich der Straßen in der Straßenbaulast des Landes 
oder des Bundes,

	 3.	� Betrieb der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg, 
Verkehrsmanagement einschließlich Planung, Bau 
und Steuerung von verkehrsbeeinflussenden An-
lagen (zum Beispiel Strecken- und Netzbeein-
flussungsanlagen, temporäre Seitenstreifenfrei-
gabe, Zuflussregelungsanlagen und Fahrstreifen-
signalisierung), Datenübertragungsnetze, Aufbau 
und Betrieb der Verkehrs- und Tunnelleitzentrale 
im Bereich der Straßen in der Straßenbaulast des 
Landes oder des Bundes einschließlich Planung, 
Umsetzung und Betrieb der dafür erforderlichen 
zentralen Infrastruktur,

	 4.	� betriebstechnische Überwachung der Tunnelanla-
gen an Straßen in der Straßenbaulast des Landes 
oder des Bundes,

	 5.	� straßenbautechnische Prüfung von Schwer- und 
Sondertransporten im Rahmen der Anhörung der 
Straßenbaulastträger Land oder Bund,

	 6.	� Aufbau und Betrieb der Zentralstelle für Verkehrs
sicherheit,

	 7.	� Aufbau und Pflege eines Wissensmanagements in 
der Straßenbauverwaltung des Landes,
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	   8.	� fachliche Aus- und Fortbildung des Personals der 
Straßenbauverwaltung, überbetriebliche Ausbil-
dung der in den Straßenbaubehörden nach § 50 
Absatz 3 und § 53b Absatz 2 erforderlichen Stra-
ßenwärter, Ausbildung der Leitungsebene von 
Meistereien und Bauhöfen sowie Betrieb des Aus-
bildungszentrums der Straßenbauverwaltung des 
Landes,

	   9.	� zentrale Vergabestelle für die Beschaffung von 
Liefer- und Dienstleistungen sowie freiberuf
lichen Leistungen für den Bereich Straßenbau und 
-erhaltung, deren geschätzter Auftragswert die 
jeweils festgelegten EU-Schwellenwerte erreicht 
oder überschreitet, soweit die Beschaffung nicht 
über das Logistikzentrum Baden-Württemberg 
oder die Landesoberbehörde IT Baden-Württem-
berg zu erfolgen hat, 

	 10.	� Leistungen im Bereich der vernetzten Mobilität 
sowie

	 11.	� Aufgaben an bundeseigenen Nebenanlagen im 
Bundesstraßenbereich.

	� (2) Das Ministerium führt landesweit die Fachaufsicht 
über die unteren Verwaltungsbehörden im Bereich der 
betrieblichen Unterhaltung. Dem Ministerium stehen 
im Rahmen dieser Zuständigkeit die in § 3 Absatz 3 
des Landesverwaltungsgesetzes benannten Aufsichts-
mittel unmittelbar gegenüber den unteren Verwal-
tungsbehörden zu. Im Übrigen bleibt die Zuständig-
keit der Regierungspräsidien als Fachaufsichtsbehör-
den unberührt.“

2.	§ 53b Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	 a)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:
		  „§ 53a gilt entsprechend.“
	 b)	Der neue Satz 3 wird wie folgt geändert:
		  aa)	�Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 ein-

gefügt:
			   „2. das Ministerium nach Maßgabe des § 53a,“
		  bb)	Die bisherige Nummer 2 wird zu Nummer 3.

3.	Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2
Übergangsvorschriften

§ 53a Absatz 1 Nummer 4 ist erst ab dem 1. Januar 2024 
anzuwenden.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1152

6

Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung

Der Verkehrsbereich und insbesondere der Straßenverkehr muss deutlich mehr 
zum Klimaschutz beitragen und sicherer werden, hierzu ist die zügige Umsetzung 
der Verkehrswende erforderlich.
Die neu geschaffene Mobilitätszentrale ist ein wichtiger Baustein für die Schaf-
fung einer neuen klimagerechteren und vernetzten Mobilität in Baden-Würt-
temberg. Sie soll ein umfassendes Angebot für die neue Mobilität und Verkehrs-
steuerung sicherstellen. Dafür wurde unter anderem im Zusammenhang mit der 
Überführung der Autobahnaufgaben in bundeseigene Verwaltung die bisherige 
Abteilung 9 – Landesstelle für Straßentechnik – zur Mobilitätszentrale Baden-
Württemberg weiterentwickelt und mit der Änderung des Straßengesetzes zum  
1. Januar 2021 normiert. Die Ausbauschritte in den Bereichen Mobilitäts- und 
Verkehrssteuerung, Verkehrsinformation und Verkehrssicherheit sowie klima-
freundliche Antriebstechnologien sind derzeit in der Umsetzung.
Im nächsten Schritt soll nun eine Bündelung der Steuerungskompetenzen und 
-kapazitäten im Bereich Mobilität beim Verkehrsministerium erfolgen. Eine Bün-
delung von Themen wie Verkehrslenkung und -steuerung, Digitalisierung im Stra-
ßenverkehr, Vernetzung der Verkehrsträger, neue Mobilitätsformen etc. ist we-
sentliche Voraussetzung für eine zielorientierte Steuerung der Verkehrswende und 
das Erreichen der Vision Zero, mit dem Ziel, die Anzahl der Verkehrstoten bis 
2030 gegenüber 2010 um 60 % zu reduzieren.
Deshalb soll die Mobilitätszentrale Baden-Württemberg – Abteilung 9 des Regie-
rungspräsidiums Tübingen – in das Verkehrsministerium eingegliedert und mit 
den dort vorhandenen Potenzialen zusammengeführt werden.

Dies bringt insbesondere folgende Vorteile:

Die strategischen Steuerungsmöglichkeiten werden vereinheitlicht und deutlich 
verbessert. Die Bündelung der Steuerung der Mobilitätsverwaltung bewirkt insbe-
sondere kurze Wege bei den Entscheidungsprozessen und der Aufwand fachlicher 
Abstimmungsprozesse kann reduziert werden. Die optimierten Abstimmungs- 
und Entscheidungsprozesse gewährleisten eine effizientere und insgesamt bessere 
Aufgabenerfüllung. Die durch die neuen Themen entstandene stärkere landeswei-
te Ausrichtung der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg mit mehr konzeptio-
nellen Aufgaben wird auch landesweit besser organisatorisch abgebildet.
Es können somit Vorteile in den Bereichen Steuerung, Qualität der Aufgaben-
wahrnehmung, Wirtschaftlichkeit und Organisationseffizienz generiert werden. So 
soll die Schaffung einer attraktiven und nachhaltigen Mobilität im Klimaschutz-
land Baden-Württemberg aktiv vorangetrieben werden.
Die Leitentscheidungen für die in der Verwaltungsstrukturreform 2005 geschaffe-
nen gebündelten Organisationsstrukturen der Regierungspräsidien sowie für einen 
dreistufigen Aufbau der Verwaltungsstruktur in Baden-Württemberg bleiben von 
der Migration weitestgehend unberührt.

II. Inhalt

Die Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Tübingen für die Wahrnehmung 
zentraler Aufgaben durch die Mobilitätszentrale Baden-Württemberg in § 53a 
wird gestrichen und durch eine Zuordnung dieser Aufgaben zum Verkehrsminis-
terium ersetzt.

Hieraus ergeben sich Folgeänderungen in § 53b Straßengesetz für die Zuständig-
keiten an Bundesstraßen.
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III. Alternativen

Keine.

IV. Kosten für die öffentlichen Haushalte

Die Änderung der Zuständigkeiten für die Aufgaben der Mobilitätszentrale Ba-
den-Württemberg führt zu keiner strukturellen Mehrbelastung des Haushalts. So-
fern Stellenhebungen erforderlich werden, werden diese finanzneutral umgesetzt. 
Die Entscheidung hierüber bleibt dem Haushaltsgesetzgeber vorbehalten. Die 
sächlichen Kosten für die Aufgaben der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg 
sind bereits im Haushalt etatisiert.

V. Erfüllungsaufwand

Ein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die Wirtschaft 
entsteht nicht. Ebenso fallen keine Bürokratiekosten aus Informationspflichten an.
Bei den in § 53a aufgenommenen Zuständigkeiten handelt es sich um bereits 
bestehende Aufgaben, die im Zuge der Neuordnung der Straßenbauverwaltung 
Baden-Württemberg kostenneutral vom Regierungspräsidium Tübingen auf das 
Verkehrsministerium übergehen. Durch die Aufgabenverlagerung entfallen weder 
Zuständigkeiten noch kommen neue hinzu.
Sämtliche mit der Weiterentwicklung der Abteilung 9 des Regierungspräsidiums 
Tübingen von der Landesstelle für Straßentechnik zur Mobilitätszentrale entstan-
denen Aufwände wurden bereits mit dem Gesetz zur Änderung des Straßengeset-
zes vom 12. November 2020 (GBL. S. 1039) abgebildet.

VI. Wesentliches Ergebnis des Nachhaltigkeitschecks

Mit der Integration der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg mit ihren landes-
weiten Aufgaben in das Verkehrsministerium sind positive Auswirkungen auf die 
Bewältigung der akuten Klimaschutzfragen im Verkehrsbereich sowie auf die 
Leistungsfähigkeit der Verwaltung und eine bessere Unterstützung der Verkehrs-
wende im Land zu erwarten.
Die Regelungsfolgen des Gesetzes werden positiv bewertet.

VII. Kosten für Private

Sonstige Kosten für Private entstehen nicht.

VIII. Wesentliches Ergebnis der Anhörung

1. Angehörte Verbände und Institutionen

Im Rahmen des durchgeführten Anhörungsverfahrens erhielten der Landkreistag 
Baden-Württemberg, der Städtetag Baden-Württemberg, der Gemeindetag Ba-
den-Württemberg, die Arbeitsgemeinschaft Fahrrad- und Fußgängerfreundlicher 
Kommunen in Baden-Württemberg e. V. (AGFK-BW), der Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland, Landesverband Baden-Württemberg e. V. (BUND), der 
Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e. V. (LNV), der Naturschutz-
bund Deutschland, Landesverband Baden-Württemberg e. V. (NABU) sowie der 
Verkehrsclub Deutschland (VCD), Landesverband Baden-Württemberg e. V. Ge-
legenheit zur Stellungnahme.
Ferner wurden der Normenprüfungsausschuss, der Landesbeauftragte für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit sowie der Normenkontrollrat beteiligt. Die 
Anmerkungen wurden so weit wie möglich berücksichtigt. Der Gesetzentwurf zur 
Änderung des Straßengesetzes wurde zudem im Beteiligungsportal veröffentlicht.
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2. Ergebnis der Anhörung im Einzelnen

Die Eingliederung der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg in das Verkehrsmi-
nisterium und die damit einhergehende Anpassung der gesetzlichen Zuständigkei-
ten wird überwiegend begrüßt. Die Stellungnahmen enthalten Anregungen sowie 
Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zu dem Gesetzentwurf.

Im Einzelnen:

Der LNV, dessen Stellungnahme sich der BUND anschließt, begrüßt die Einglie-
derung der Mobilitätszentrale als notwendigen und überfälligen Schritt, um die 
dringend notwendige Verkehrswende voranzubringen. Er fordert allerdings ein 
verkehrspolitisch breiter aufgestelltes Mobilitätsgesetz, das Fußgehende, Fahrrad-
fahrende und den Öffentlichen Verkehr mit einbindet und ihnen Vorrang vor dem 
motorisierten Individualverkehr einräumt.
Zu den Ausführungen ist anzumerken, dass die Änderung des Straßengesetzes da-
zu dient, die gesetzlichen Zuständigkeiten für die bisher von der Mobilitätszentra-
le wahrgenommenen Aufgaben auf das Verkehrsministerium zu übertragen. Wei-
tere Regelungen, wie etwa ein Mobilitätsgesetz bzw. ein Landesmobilitätskon-
zept, mit dem die Rahmenbedingungen für das Zusammenwirken verschiedener 
Verkehrsträger im Sinne einer nachhaltigen und klimafreundlichen Entwicklung 
der Mobilität geschaffen werden können, sollen noch gesondert erfolgen.
Der NABU Baden-Württemberg zeigt sich mit der Eingliederung der Mobilitäts-
zentrale in den Geschäftsbereich des Ministeriums grundsätzlich einverstanden, er 
geht jedoch davon aus, dass die Mobilitätszentrale als selbständige Einheit in das 
Ministerium aufgenommen wird.
Hierzu ist festzuhalten, dass im Zuge der Zusammenführung von Mobilitätszent-
rale und Verkehrsministerium zur Optimierung der Aufgabenerledigung eine neue 
Organisationsstruktur unter Einbeziehung aller Abteilungen des Verkehrsministeri-
ums angedacht ist. Mit der Schaffung einer neuen Abteilung 5 „Mobilitätszentrale, 
vernetzte und digitale Mobilität“ werden Digitalisierungsthemen wie Mobilitäts-
steuerung, Verkehrsmanagement, Mobilitätsdaten, automatisiertes Fahren sowie 
Fahrzeugtechnik und Fahrzeugzulassung überwiegend in der neuen Abteilung 5 
zusammengeführt und gebündelt.
Ferner regt der NABU in seiner Stellungnahme zu § 53a an, die Veröffentlichung 
und Zurverfügungstellung von allen verfügbaren Verkehrsdaten in einem regel-
mäßigen Zeitraum von einem Monat ergänzend aufzunehmen.
Hierzu ist anzumerken, dass infolge der IVS-Richtlinie (EU 40/2010) und der 
damit verbundenen delegierten Verordnungen die Verkehrsbehörden, Verkehrsbe-
treiber, Infrastrukturbetreiber und Anbieter nachfrageorientierter Verkehrsangebo-
te bereits heute schon verpflichtet sind, verfügbare statische Verkehrsdaten und 
deren Metadaten zu veröffentlichen. Einer gesonderten landesrechtlichen Rege-
lung im Straßengesetz bedarf es hierzu nicht.
Der Ausbau der Verkehrsdatenerfassung, die auch die Einbindung anderer Ver-
kehrsarten als den motorisierten Verkehr vorsieht, wird im Land weiter forciert. 
Baden-Württemberg verfolgt eine umfassende Open-Data-Strategie, die in An-
lehnung an das Landesinformationsfreiheitsgesetz (LIFG), das Informationswei-
terverwendungsgesetz (IWG) und der Geodatennutzungsverordnung (GeoNutzV) 
den Menschen nahezu alle Daten kosten- und barrierefrei zur Verfügung stellt. 
Mit MobiData BW wurde hierfür die notwendige technische Plattform geschaf-
fen, die auch in Zukunft weiter ausgebaut wird. Das Land verfolgt zudem den An-
satz verfügbare Daten zügig zu veröffentlichen. Aufgrund unterschiedlicher tech-
nischer Datenquellen, dem sehr heterogenen Hosting von Daten und dem Einsatz 
externer Dienstleister können Daten jedoch nicht immer binnen eines Monats ver-
öffentlicht werden. Beispielsweise ist für die Bereitstellung repräsentativer Ver-
kehrszählungen die statistische Aufbereitung der nur zeitweise erhobenen Zähl-
daten durch ein Ingenieurbüro erforderlich. Die Auswertung und Aufbereitung der 
Vielzahl an Daten erfolgt in solchen Fällen in einem Zeitraum von durchschnitt-
lich zwei Monaten.
Die Eingliederung der Mobilitätszentrale wird vom Landkreistag Baden-Würt-
temberg ebenfalls mitgetragen. Er regt allerdings eine Ergänzung des § 53a an, 
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die bislang für die von der Mobilitätszentrale verankerten Beratungsleistungen 
gegenüber den weiteren Straßenbaubehörden für Straßen in der Straßenbaulast 
der Land- und Stadtkreise sowie der Gemeinden auch für das Ministerium aufzu-
nehmen.
Die Übernahme der vereinbarten Übergangsfrist bis zur rechtlichen Umsetzung 
der Überwachung der Tunnelanlagen an Straßen in der Straßenbaulast des Landes 
oder des Bundes ist aus Sicht des Landkreistags folgerichtig. Er geht allerdings 
davon aus, dass mit der Mobilitätszentrale im Einzelnen bestehende Vereinba-
rungen zur Realisierung des Übergangs der Tunnelanlagen von der vorgesehenen 
Zuständigkeitsverschiebung unberührt bleiben.
Zu den vorgebrachten Anmerkungen ist auszuführen, dass es einer gesetzlichen 
Regelung für die Durchführung von Beratungsleistungen gegenüber den weiteren 
Straßenbaubehörden nicht bedarf, da solche Leistungen von der Zuständigkeits-
kompetenz des Ministeriums als oberste Landesstraßenbaubehörde bereits um-
fasst sind.
Ferner führt die Eingliederung der Mobilitätszentrale zu keiner Änderung der bis-
lang angedachten Vorgehensweise zur operativen Abwicklung der Aufschaltung 
der Tunnelanlagen, die noch im Einzelnen mit den jeweiligen Landkreisen ab-
schließend abzustimmen ist.
Der VCD befürwortet in seiner Stellungnahme die Eingliederung der Mobilitäts-
zentrale und den Aufbau einer neuen Abteilung, die sich explizit der Digitali-
sierung und dem Vernetzen der Verkehrsträger widmet. Er befürchtet allerdings, 
dass dabei vornehmlich die Verkehrsdaten zur Steuerung des motorisierten Indi-
vidualverkehrs im Fokus stehen. Wie die Vernetzung mit anderen Verkehrsträgern 
umgesetzt werden soll bzw. wie diese Aufgabe in der neuen Abteilung bearbeitet 
werden soll, bliebe offen. Deshalb soll insbesondere bei der Digitalisierung und 
der Vernetzung der Mobilitätsträger der Umweltverbund stärker gesetzlich be-
rücksichtigt und erwähnt werden.
Hier ist darauf hinzuweisen, dass mit der Entwicklung und dem Aufbau einer 
verkehrsmittelübergreifenden Mobilitätsdateninfrastruktur die Zusammenführung 
und Bereitstellung von mobilitätsrelevanten Daten aller Verkehrsträger und nicht 
nur des motorisierten Individualverkehrs vorangetrieben werden soll. Die Um-
setzung im Einzelnen bleibt jedoch dem Vollzug überlassen und bedarf keiner 
gesonderten gesetzlichen Regelung. Ziel des vorliegenden Gesetzgebungsvorha-
bens ist es, die Eingliederung der Mobilitätszentrale im jetzigen Aufgabenbestand 
sicherzustellen. Weitere Regelungen bleiben ggf. gesonderten (Gesetzgebungs-)
Vorhaben, insbesondere einem späteren Landesmobilitätskonzept und/oder dem 
Erlass eines Mobilitätsgesetzes vorbehalten.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Nummer 1

Die Neufassung des § 53a ist geboten. Die besonderen Zuständigkeiten des Re-
gierungspräsidiums Tübingen entfallen.

Der bisherige § 53a Absatz 1 Nummer 1, der eine Unterstützung des Ministe-
riums für Verkehr durch die Mobilitätszentrale Baden-Württemberg, Abteilung 9 
des Regierungspräsidiums Tübingen vorsieht, entfällt mit der Eingliederung der 
Mobilitätszentrale Baden-Württemberg in das Verkehrsministerium. Die Bearbei-
tung allgemeiner Angelegenheiten im Straßenwesen, wie etwa in den Bereichen 
Straßenbautechnik, Verkehrstechnik und Verkehrssicherheit sowie dem Vermes-
sungs- und Kartenwesen etc., gehören bereits zum Kernbereich der Aufgaben des 
Ministeriums für Verkehr und bedürfen keiner gesetzlichen Regelung.
Die bislang in § 53a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe i sowie in Absatz 2 enthal-
tene gesetzliche Regelung zu den Beratungsleistungen entfällt ebenfalls mit der 
Eingliederung der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg in das Verkehrsminis-
terium.
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Die im bisherigen § 53a Absatz 1 Nummer 2 festgelegten Aufgaben, wie etwa die 
landesweite Wahrnehmung von Aufgaben in den Bereichen Verkehrsmanagement 
und -steuerung sowie der vernetzten Mobilität, gehen unverändert auf das Ver-
kehrsministerium über. Die Zuständigkeit für die Aufgabenerfüllung wird dem 
Verkehrsministerium in einem neuen Absatz 1 zugewiesen. Es handelt sich hierbei 
um eine gegenüber der generellen Zuständigkeitszuordnung in § 51 Absatz 1, wo-
nach die Aufgabenzuweisung von Planung, Bau und Erhaltung sowie Unterhal-
tung von Landesstraßen grundsätzlich an die Regierungspräsidien und die unteren 
Verwaltungsbehörden erfolgt, spezielle Regelung.
§ 53a Absatz 1 Nummer 2 weist dem Verkehrsministerium die Zuständigkeit für 
die IT-Fachverfahren/Fachsoftware zu, die im Bereich der Straßenbaulast des 
Landes oder des Bundes für die Planung, den Bau, den Betrieb von Straßen, so-
wie für das Verkehrsmanagement erforderlich sind. Davon unberührt bleibt die 
Standard-IT-Ausstattung und -software für Bürokommunikation der Regierungs-
präsidien in der Zuständigkeit des Innenministeriums.
Die Aufgabe der Ausübung der Fachaufsicht über die unteren Verwaltungsbehörden 
für den Bereich der betrieblichen Unterhaltung, die bislang in § 53a Absatz 1 Num-
mer 3 geregelt ist, wird in einem neuen Absatz 2 dem Verkehrsministerium zu-
geordnet. Die bereits bestehende landesweite Zuständigkeitskonzentration zur 
Ausübung der Fachaufsicht im Bereich der betrieblichen Unterhaltung geht von 
der Mobilitätszentrale Baden-Württemberg auf das Verkehrsministerium über und 
stellt insoweit eine nach den §§ 3 Absatz 5, 20 Landesverwaltungsgesetz (LVG) 
spezielle Regelung zur Ausgestaltung der Fachaufsicht dar. Die mit der Verwal-
tungsstrukturreform im Jahr 2005 getroffene Leitentscheidung für den grundsätz-
lich dreistufigen Aufbau der Verwaltungsstruktur wird hiermit nicht in Frage ge-
stellt, da es sich bei der Ausnahme im Bereich der betrieblichen Unterhaltung 
um einen abgrenzbaren und überschaubaren Aufgabenbereich nach § 51 Absatz 2 
Nummer 1 des Straßengesetzes handelt. Die weiteren Zuständigkeiten der Regie-
rungspräsidien als originäre Aufsichtsbehörden bleiben unberührt.
Der bisherige § 53a Absatz 3 zur Ermächtigung zum Erlass einer Rechtsverord-
nung wurde gestrichen. Das Erfordernis des Einvernehmens mit dem Innenmi-
nisterium zur näheren Bestimmung des Umfangs der im neuen § 53a Absatz 1 
festgelegten Aufgaben entfällt mit der Verlagerung der Zuständigkeit für die Auf-
gabenerfüllung an das Verkehrsministerium.

Nummer 2

Die Verweise auf die entsprechende Geltung des § 53a erstrecken den Anwen-
dungsbereich des § 53a auch auf die Aufgabenerfüllung im Bereich der Bun-
desstraßen mit dem Ziel der gleichen Zuständigkeitsregelungen für Landes- und 
Bundesstraßen. Der in § 51 Absatz 8 enthaltene Bezug hat insoweit lediglich für 
die Zuständigkeiten und Aufgaben nach Landesrecht Bedeutung, nicht aber für 
die Bundesaufgaben.

Nummer 3

Die Anpassung des Inhaltsverzeichnisses entspricht den übrigen Änderungen.

Zu Artikel 2

Artikel 2 stellt klar, dass die mit dem Änderungsgesetz vom 12. November 2020 
eingeführte Übergangsfrist auch für die Neuregelung des § 53a Absatz 1 Num-
mer 4 gelten soll, um die für die Ausübung der zugewiesenen Aufgabe notwen-
digen technischen Strukturen nunmehr beim Verkehrsministerium einrichten zu 
können. 

Zu Artikel 3

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Gesetz zur Änderung des Straßenge-
setzes tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.
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